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Zusätzliche Vertragsbedingungen der Stiftung Staatstheater 
Nürnberg für Bauleistungen – Ausgabe Dezember 2020 
 
 
1. Preisermittlungen  
 
1.1  Der Auftragnehmer hat auf Verlangen die Preisermittlung für die vertragliche 

Leistung dem Auftraggeber verschlossen zur Aufbewahrung zu übergeben.  

 

1.2  Sind nach § 2 Abs. 3, 5, 6, 7 und/oder 8 Nr. 2 VOB/B Preise zu vereinbaren, 
hat der Auftragnehmer seine Preisermittlungen für diese Preise und für die 
vertragliche Leistung einschließlich der Aufgliederung der Einheitspreise 
spätestens mit dem Nachtragsangebot vorzulegen sowie die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen.  

Der Auftragnehmer trägt die Darlegungs- und Beweislast für die von ihm 
beanspruchte geänderte bzw. zusätzliche Vergütung. Es ist von ihm daher zu 
belegen, welche Mehr- und Minderkosten entstanden sind bzw. dass die 
Zusatzvergütung der Höhe nach aus der Kalkulation des Hauptvertrages 
abgeleitet ist. Dies umfasst erforderlichenfalls auch die Vorlage von 
Angeboten oder Rechnungen, welche der Kalkulation des hauptvertraglichen 
Preises und/oder des Nachtragspreises zugrunde liegen.  

 
1.3  Die Nummern 1.1 und 1.2 gelten auch für Nachunternehmerleistungen.  
 
 
 
2.  Bautagesberichte  
 

Der Auftragnehmer hat Bautagesberichte zu führen und dem Auftraggeber 
täglich zu übergeben. Sie müssen alle Angaben enthalten, die für die 
Ausführung und Abrechnung des Auftrages von Bedeutung sein können. 
Dies können je nach Art der Leistung insbesondere sein:  

 
 Wetter, Temperaturen,  

 Zahl und Art der auf der Baustelle beschäftigten Arbeitskräfte,  

 Zahl und Art der eingesetzten Großgeräte sowie deren Zu- und Abgang,  

 Anlieferung von Hauptbaustoffen und Bauteilen nach Zeit, Menge und 
Lieferanten,  

 Art, Umfang und Ort der geleisteten Arbeiten mit den wesentlichen 
Angaben über den Baufort-schritt (Beginn und Ende von Leistungen 
größeren Umfanges, Betonierungszeiten und dergleichen),  

 Behinderung und Unterbrechung der Ausführung,  

 Arbeitseinstellung mit Angabe der Gründe,  

 Unfälle und sonstige wichtige Vorkommnisse.  

 Gründe von Abweichungen oder für die Änderung von bisher 
vorgesehenen Leistungen oder Zusätze dazu  

 Etwaige Aufmaßvorgänge  

 Anwesenheiten oder Abwesenheiten von Aufsichtspersonal 
(einschließlich Architekten und Ingenieure) sowie deren Weisungen  
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3.  Werbung  
 

Werbung auf der Baustelle ist nur nach vorheriger Zustimmung des 
Auftraggebers zulässig.  

 
 
 
4.  Kündigung aus wichtigem Grund  
 

Unbeschadet sonstiger Kündigungsrechte ist der Auftraggeber gemäß  
§ 648 a BGB berechtigt, den Vertrag fristlos aus wichtigem Grund zu 
kündigen. Ein wichtiger Grund kann z.B. vorliegen, wenn der Auftragnehmer 
oder seine Mitarbeiter Personen, die auf Seiten des Auftraggebers mit der 
Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des Vertrages befasst 
sind oder ihnen nahestehenden Personen Vorteile anbietet, verspricht oder 
gewährt. Solchen Handlungen des Auftragnehmers selbst stehen 
Handlungen von Erfüllungsgehilfen des Auftragnehmers gleich. Dabei ist es 
gleichgültig, ob die Vorteile den vorgenannten Personen oder in ihrem 
Interesse einem Dritten angeboten, versprochen oder gewährt werden. In 
diesen Fällen gelten § 8 Abs. 3, 5, 6 und 7 VOB/B entsprechend.  

 
 
 
5.  Wettbewerbsbeschränkungen  
 
5.1  Wenn der Auftragnehmer aus Anlass der Vergabe nachweislich eine Abrede 

getroffen hat, die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt, hat 
er einen pauschalen Schadensersatz in Höhe von 15 v.H. der 
Bruttoauftragssumme an den Auftraggeber zu zahlen, es sei denn, dass ein 
Schaden in anderer Höhe nachgewiesen wird. Dies gilt auch, wenn der 
Vertrag gekündigt wird oder bereits erfüllt ist. Sonstige vertragliche oder 
gesetzliche Ansprüche des Auftraggebers, insbesondere solche aus § 8 Abs. 
4 VOB/B, bleiben unberührt.  

 
5.2  Als unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen i.S.d. Ziffer 5.1 gelten 

insbesondere Verabredungen und Verhandlungen mit anderen Bietern über:  
 

 die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten,  

 die zu fordernden Preise,  

 Bindungen sonstiger Entgelte,  

 Gewinnaufschläge,  

 Verarbeitungsspannen und andere Preisbestandteile,  

 Zahlungs-, Lieferungs- und andere Vertragsbedingungen, soweit sie 
unmittelbar oder mittelbar den Preis beeinflussen,  

 Entrichtung von Ausfallentschädigungen oder Abstandszahlungen,  

 Gewinnbeteiligungen oder andere Aufgaben, sowie Empfehlungen, es sei 
denn, dass sie nach § 24 ff. des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) zulässig sind. Solchen Handlungen 
des Auftragnehmers selbst stehen Handlungen von Personen gleich, die 
von ihm beauftragt oder für ihn tätig sind.  
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6.  Abrechnung  
 
6.1  Aus Abrechnungszeichnungen oder anderen Aufmaßunterlagen müssen alle 

Maße, die zur Prüfung einer Rechnung nötig sind, unmittelbar zu ersehen 
sein.  

 
6.2 Die Originale der Aufmaßblätter, Wiegescheine und ähnlicher 

Abrechnungsbelege erhält der Auftraggeber, die Durchschriften der 
Auftragnehmer.  

 
6.3  Bei Aufmaß und Abrechnung sind Längen und Flächen auf zwei Stellen nach 

dem Komma, Rauminhalte und Gewichte auf drei Stellen nach dem Komma 
zu runden. Geldbeträge sind auf zwei Stellen nach dem Komma zu runden.  

 
 
 
7.  Preisnachlässe  
 

Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, wird ein als v.H.-Satz 
angebotener Preisnachlass bei der Abrechnung und den Zahlungen von den 
Einheits- und Pauschalpreisen abgezogen, auch von denen der Nachträge, 
deren Preise auf der Grundlage der Preisermittlung für die vertragliche 
Leistung zu bilden sind. Änderungssätze bei vereinbarter Lohngleitklausel 
werden durch den Preisnachlass nicht verringert.  
 
 

 
8.  Bauabrechnung mit DV-Anlagen  
 

Führt der Auftragnehmer die Abrechnung ganz oder teilweise mit DV-
Anlagen aus (Leistungsberechnung), so gelten zusätzlich folgende 
Bedingungen:  

 
8.1  Rechenverfahren/DV-Programme: Die verwendeten DV-Programme müssen 

den in der „Sammlung der Regelungen für die elektronische Bauabrechnung 
(Sammlung REB)“ enthaltenen Allgemeinen Bedingungen (REB-Allg.) und 
Verfahrensbeschreibungen (REB-VB) entsprechen. Andere DV-Programme 
dürfen nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers 
verwendet werden.  

 
8.2  Vereinbarung: Rechtzeitig vor Beginn der ersten Abrechnungsarbeiten (z.B. 

Aufmaße) sind, gegebenenfalls getrennt für einzelne Ordnungszahlen 
(Positionen), schriftlich zu vereinbaren:  

 
 Art der Leistungserfassung (z.B. gemeinsame Aufmaße, gegebenenfalls 

Aufmaßtechnik, Entwurfsunterlagen),  
 

 wenn eine Abrechnung nach Entwurfsunterlagen (Zeichnungen, 
Berechnungen) beabsichtigt ist; Festlegung, ob der Auftraggeber 
Unterlagen auf Datenträger zur Verfügung stellt,  

 besondere geometrische Bedingungen (z.B. Profilabstände, Lage der 
Querprofile bei gekrümmter Achse, Behandlung von 
Böschungsausrundungen),  

 Festlegung der Berechnungsabschnitte,  

 Herkunft der Eingabedaten für die Messwertaufbereitung, für die 
Berechnung von Profilbegrenzungen und für die Mengenberechnung,  
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 Festlegung der zugrunde zulegenden REB-VB,  

 wenn dem Auftraggeber die Eingabedaten auf Datenträger zu übergeben 
sind: DV-spezifische Einzelheiten zu den Datenträgern,  

 gegebenenfalls Eingabe-Kapazitätsgrenzen, die je Rechenlauf bei der 
Leistungsberechnung einzuhalten sind.  

 
8.3  Datenträger: Sind dem Auftraggeber Eingabedaten auf Datenträgern zu 

liefern, so sind diese erst nach Durchführung der Leistungsberechnung 
herzustellen und eindeutig zu kennzeichnen.  

 
8.4  Berichtigung der Leistungsberechnung: Werden bei Prüfung der 

Leistungsberechnung fehlerhafte Eingabedaten oder falsche 
Rechenergebnisse festgestellt, so ist die Leistungsberechnung vom 
Auftragnehmer im erforderlichen Umfang zu wiederholen.  

 
 
 
9.  Rechnungen  
 
9.1  Rechnungen sind ihrem Zweck nach als Abschlags-, Teilschluss- oder 

Schlussrechnung zu bezeichnen; die Abschlags- und Teilschluss-
rechnungen sind durchlaufend zu nummerieren.  

 
9.2  In jeder Rechnung sind die Teilleistungen in der Reihenfolge, mit der 

Ordnungszahl (Position) und der Bezeichnung – gegebenenfalls abgekürzt – 
wie im Leistungsverzeichnis aufzuführen.  

 
9.3  Die Rechnungen sind mit den Vertragspreisen ohne Umsatzsteuer 

(Nettopreise) in Euro aufzustellen: der Umsatzsteuerbetrag ist am Schluss 
der Rechnung mit dem Steuersatz einzusetzen, der zum Zeitpunkt des 
Entstehens der Steuer, bei Schlussrechnungen zum Zeitpunkt des 
Bewirkens der Leistung, gilt. Beim Überschreiten von Vertragsfristen, die der 
Auftragnehmer zu vertreten hat, wird die Differenz zwischen dem aktuellen 
Umsatzsteuerbetrag und dem bei Fristablauf maßgebenden 
Umsatzsteuerbetrag nicht erstattet.  

 
9.4  In jeder Rechnung sind Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen und die 

bereits erhaltenen Zahlungen mit gesondertem Ausweis der darin 
enthaltenen Umsatzsteuerbeträge anzugeben.  

 
 
 
10.  Stundenlohnarbeiten  
 

Der Auftragnehmer hat für ausgeführte Stundenlohnarbeiten arbeitstäglich 
Stundenlohnzettel in zweifacher Ausfertigung einzureichen. Diese müssen 
außer den Angaben nach § 15 Abs. 3 VOB/B  

 
 das Datum,  

 die Bezeichnung der Baustelle,  

 die genaue Bezeichnung des Ausführungsortes innerhalb der Baustelle,  

 die Art der Leistung,  

 die Namen der Arbeitskräfte und deren Berufs-, Lohn- oder 
Gehaltsgruppe,  
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 die geleisteten Arbeitsstunden je Arbeitskraft, ggf. aufgegliedert nach 
Mehr-, Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit, sowie nach im 
Verrechnungssatz nicht enthaltenen Erschwernissen und  

 die Gerätekenngrößen  
 

enthalten. Stundenlohnrechnungen müssen entsprechend den 
Stundenlohnzetteln aufgegliedert werden. Die Originale der 
Stundenlohnzettel behält der Auftraggeber, die bescheinigten 
Durchschriften erhält der Auftragnehmer.  

 
 
 
11. Rechtliche Verpflichtungen des Auftragnehmers als Arbeitgeber  
 

Der Auftragnehmer hat bei der Ausführung der Leistung alle für ihn 
geltenden rechtlichen Verpflichtungen einzuhalten, insbesondere den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wenigstens diejenigen 
Mindestbedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu gewähren, die 
nach dem Mindestlohngesetz, einem nach dem Tarifvertragsgesetz mit den 
Wirkungen des Arbeitnehmerentsendegesetzes (AEntG) für allgemein 
verbindlich erklärten Tarifvertrag oder einer nach § 7, § 7a oder § 11 AEntG 
oder einer nach § 3a AÜG erlassenen Rechtsverordnung für die betreffende 
Leistung verbindlich vorgegeben werden, sowie gem. § 7 Abs. 1 AGG und § 3 
Abs. 1 EntgTranspG Frauen und Männern bei gleicher oder qleichwertiger 
Arbeit gleiches Entgelt zu bezahlen. Der Auftragnehmer hat die Einhaltung 
der Verpflichtungen auf Verlangen durch die Vorlage prüffähiger Unterlagen 
nachzuweisen. Bei einem Einsatz von Nach- oder Subunternehmern sind 
diese durch den Auftragnehmer entsprechend zu verpflichten und haben die 
Einhaltung der Verpflichtungen in gleicher Weise auf Verlangen 
nachzuweisen.  
Erhalten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die zur Erfüllung von 
Vertragsleistungen des Auftragnehmers eingesetzt sind, für tatsächlich 
geleistete Arbeit das ihnen nach den vorstehenden Bestimmungen 
zustehende Entgelt nicht, nicht vollständig oder nicht termingerecht, so hat 
der Auftragnehmer als sofort fällige Pflicht gegenüber dem Auftraggeber an 
alle betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die vorenthaltenen 
Entgelte zu zahlen. Der Auftragnehmer hat die erforderlichen Kosten für 
Dolmetscherdienste sowie für anwaltliche Betreuung der betroffenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu erstatten und übliche Vorschüsse 
zu leisten. Bei begründetem Verdacht von Verstößen gegen die 
Mindestlohnpflichten hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
nachzuweisen, dass alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer den ihnen 
tariflich zustehenden Lohn auch tatsächlich erhalten haben; dies kann z.B. 
durch Testat eines Wirtschaftsprüfers erfolgen. Bis zum Nachweis der 
vollständigen Erfüllung der Mindestlohnpflichten ist der Auftraggeber 
berechtigt, fällige Zahlungen bis zu 5 % der Bruttoauftragssumme 
zurückzubehalten. Der Auftragnehmer wird darauf hingewiesen, dass sich 
die Stadt Nürnberg vorbehält, bei einem begründeten Verdacht von 
Verstößen gegen die genannten Verpflichtungen, die Zollbehörden hierüber 
in Kenntnis zu setzen.  

 
 
 
12.  Zahlungen  
 
12.1  Alle Zahlungen werden bargeldlos im Überweisungsverkehr in Euro geleistet.  
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12.2  Bei Arbeitsgemeinschaften werden Zahlungen mit befreiender Wirkung für 
den Auftraggeber an den für die Durchführung des Vertrags 
bevollmächtigten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft oder nach dessen 
schriftlicher Weisung geleistet. Dies gilt auch nach Auflösung der 
Arbeitsgemeinschaft.  

 
12.3  Für Abschlagszahlungen i.S.d. § 16 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 VOB/B für eigens 

angefertigte und bereitgestellte Bauteile sowie die auf der Baustelle 
angelieferten Stoffe und Bauteile, die noch nicht eingebaut sind, ist stets 
besondere Sicherheit durch selbstschuldnerische Bürgschaft für den 
Zahlungsbetrag incl. Mehrwertsteuer zu leisten 
(Abschlagszahlungsbürgschaft).  

 
12.4  Für sonstige Vorauszahlungen i.S.d. § 16 Abs. 2 VOB/B ist stets besondere 

Sicherheit durch selbstschuldnerische Bürgschaft für den Zahlungsbetrag 
incl. Mehrwertsteuer zu leisten (Vorauszahlungsbürgschaft). 

 
 
 
13.  Überzahlungen  
 
13.1  Im Falle einer Überzahlung hat der Auftragnehmer den überzahlten Betrag 

zu erstatten. Leistet er innerhalb von 14 Kalendertagen nach Zugang des 
Rückforderungsschreibens nicht, befindet er sich ab diesem Zeitpunkt mit 
seiner Zahlungsverpflichtung in Verzug und hat Verzugszinsen in Höhe von 9 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz des § 247 BGB zu zahlen. Auf einen 
Wegfall der Bereicherung (§ 818 Abs.3 BGB) kann sich der Auftragnehmer 
nicht berufen.  

 
13.2  Die Verjährungsfrist für diese Ansprüche des Auftraggebers beträgt acht 

Jahre, sie beginnt mit der Schlusszahlung.  
 
 
 
14.  Sicherheitsleistung  
 
14.1  Soweit in den Besonderen Vertragsbedingungen keine abweichende 

Vereinbarung getroffen wurde und die Auftragssumme mindestens 250.000 
Euro ohne Umsatzsteuer beträgt, ist Sicherheit für die Vertragserfüllung und 
Mängelansprüche in Höhe von 5 Prozent der Bruttoauftragssumme (ohne 
Nachträge) zu leisten.  

 
Bis zur Übergabe der Sicherheit für Mängelansprüche haftet die Sicherheit 
für Vertragserfüllung und Mängelansprüche auch für die Mängelansprüche 
des Auftraggebers nach der Abnahme der Leistungen des Auftragnehmers 
(kombinierte Vertragserfüllungs- und Mängelansprüchesicherheit).  

 
14.2  Nach Abnahme kann der Auftragnehmer verlangen, dass die Sicherheit für 

Mängelansprüche bis auf 3 Prozent der Summe der Abschlagszahlungen 
zum Zeitpunkt der Abnahme (vorläufige Ab-rechnungssumme, inkl. 
Umsatzsteuer) zuzüglich der voraussichtlichen Aufwendungen für die 
Beseitigung festgestellter Mängel verringert oder die Bürgschaft 
ausgetauscht wird.  

 
14.3  Eine nicht verwertete Sicherheit für Mängelansprüche wird zurückgegeben, 

wenn die Verjährungsfristen für Mängelansprüche abgelaufen sind (§ 17 
Abs.8 Nr.2 VOB/B). Soweit zu diesem Zeitpunkt die geltend gemachten 
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Ansprüche noch nicht erfüllt sind, darf der Auftraggeber einen 
entsprechenden Teil der Sicherheit zurückhalten.  

 
 
 
15.  Bürgschaften  
 
15.1 Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, ist dafür das jeweils 

einschlägige Formblatt des Auftraggebers zu verwenden oder die 
Bürgschaftserklärung muss den Formblättern des Auftraggebers 
entsprechen und zwar für 

 
die Vertragserfüllung und Mängelansprüche das Formblatt kombinierte 

„Vertragserfüllungs- und 
Mängelansprüchebürgschaft“ 

 
die Mängelansprüche                                        das Formblatt 

          „Mängelansprüchebürgschaft“ 
 
 vereinbarte Abschlagszahlungen gemäß         das Formblatt  
           § 16 Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 VOB/B            „Abschlagsbürgschaften“ 
 

vereinbarte Vorauszahlungen gemäß              das Formblatt 
§ 16 Abs.2 Nr. 1 S.1 VOB/B                               „Vorauszahlungsbürgschaften“ 

  
 
15.2  Die Bürgschaftsurkunden müssen den Anforderungen des Auftraggebers 

entsprechen (§ 17 Abs.4 Satz 2 Halbsatz 2 VOB/B). Hierunter fallen ggf. 
folgende Erklärungen des Bürgen: 

  
 Der Bürge übernimmt für den Auftragnehmer die selbstschuldnerische 

Bürgschaft nach deutschem Recht.  
 Auf die Einrede der Vorausklage gemäß § 771 BGB wird verzichtet.  
 Die Bürgschaft ist unbefristet; sie erlischt mit der Rückgabe dieser 

Bürgschaftsurkunde.  
 Die Bürgschaftsforderung verjährt nicht vor der gesicherten 

Hauptforderung Nach Abschluss des Bürgschaftsvertrages getroffene 
Vereinbarungen über die Verjährung der Hauptforderung zwischen dem 
Auftraggeber und dem Auftragnehmer sind für den Bürgen nur im Falle 
seiner schriftlichen Zustimmung bindend.  

 Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus dem 
Bürgschaftsvertrag ist – soweit gesetzlich zulässig - Nürnberg.  

 
15.3  Die Urkunde über die Abschlagszahlungsbürgschaft wird zurück gegeben,  

wenn die Stoffe und Bauteile, für die Sicherheit geleistet worden ist, 
eingebaut sind.  

 
15.4  Die Urkunde über die Vorauszahlungsbürgschaft wird zurückgegeben, wenn 

die Vorauszahlung auf fällige Zahlungen angerechnet worden ist.  
 
 
 
16.  Verträge mit ausländischen Auftragnehmern 
 

Bei Auslegung des Vertrages ist ausschließlich der in deutscher Sprache 
abgefasste Vertragswortlaut verbindlich. Erklärungen und Verhandlungen 
erfolgen in deutscher Sprache. Für die Regelung der vertraglichen und 
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außervertraglichen Beziehungen zwischen den Vertragspartnern gilt 
ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

 
 
 
17.  Gerichtsstand  
 

Ausschließlicher Gerichtsstand für Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist – 
soweit gesetzlich zulässig – Nürnberg. 

 


